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1  Die (Wieder-)Entdeckung 
der Gemeinschaft im Krisenkapitalismus

Der Gegenwartskapitalismus steckt nicht nur in einer ökono-
mischen, sondern längst auch in einer ökologischen, politi-
schen und sozialen Funktionskrise, worauf Gegenwartsdiagno-
sen der »multiplen« oder »Vielfachkrise« hinweisen.1 Spätes-
tens seit der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 ff. 
besteht zudem wenig Zweifel an einer fundamentalen Hege-
monie- und Legitimationskrise des Neoliberalismus. Dieser 
ist als lebendiger Untoter, als »Zombie- Kapitalismus«2 zwar 
weiterhin dominant, hat aber vom liberalen Triumphalismus 
der Vergangenheit in den Katastrophenmodus umgeschaltet 
und wird für seine sozialen und ökonomischen Verwerfungen 
zunehmend kritisiert. Die multiplen Krisendynamiken ver-
dichten sich zudem zu einer fundamentalen Krise der sozia-
len Reproduktion: Jahrzehnte der Privatisierung, Deregulie-
rung und Kommodifizierung haben private und öffentliche 
Sorgekapazitäten erodieren lassen, auf die der Kapitalismus 
mit seiner strukturellen »Sorglosigkeit«3 konstitutiv angewie-
sen ist. Die Krise der sozialen Reproduktion wird zusätzlich 
vom Wandel der Familien- und Geschlechterverhältnisse und 
der Alterung der Gesellschaft vorangetrieben und schlägt sich 
in Zeiten, da immer weniger Frauen ganztägig als »heimliche 
Ressource der Sozialpolitik«4 zur Verfügung stehen, in wach-
senden Sorgeengpässen nieder. Hat sich der neoliberale Kapi-

 1 Z. B. Demirović u. a. (Hg.), VielfachKrise.
 2 Zelik, Wir Untoten des Kapitals.
 3 Aulenbacher u. a., Feministische Kapitalismuskritik, S. 7.
 4 Beck-Gernsheim, »Frauen – die heimliche Ressource der Sozialpolitik«.
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talismus also gewissermaßen selbst zu Tode gesiegt – wie man-
che Autor*innen im Lichte dieser Dynamiken mehr prognosti-
zieren als diagnostizieren? 

Nein – lautet die Antwort dieses Buches. Der Kapitalismus 
stellt vielmehr aufs Neue seine enorme Wandlungsfähigkeit 
unter Beweis, nimmt vom jahrelang gepredigten sowie poli-
tisch exerzierten radikalen Individualismus Abstand und 
treibt die Suche nach gemeinschaftsförmigen Krisenlösungen 
und gemeinschaftsbasierter Solidarität – als neuer Ressource 
der Sozialpolitik – voran. Der Ego-Gesellschaft scheint die 
Puste auszugehen, und allenthalben ist von Gemeinschaft und 
Community die Rede: Die Bundesregierung bewirbt Konzepte 
»sorgender Gemeinschaften« als neues Paradigma einer nach-
haltigen Sozial- und Pflegepolitik, Bürgerkommunen gelten 
als lokalpolitische Reformmodelle der Zukunft, freiwilliges 
Engagement, Gabentausch und kollektive Sharing-Economy-
Projekte florieren. In digitalen Netzwerken gilt die Devise 
»community is the brand«5, Facebook-Gründer Mark Zucker-
berg preist sein Netzwerk als Meta-Community und soziale 
Infrastruktur der Zukunft. Und schon Toni Blair ließ mit sei-
ner Strategie des Dritten Weges vor 20 Jahren keinen Zweifel 
an diesem Kurswechsel: »Die Erneuerung der Gemeinschaft 
ist die Antwort auf die Herausforderungen einer sich verän-
dernden Welt.«6 Zuletzt hat das Lob des Engagements und der 
Nachbarschaftshilfe in der Corona-Pandemie eine zentrale 
Rolle gespielt, wenn es darum ging, evidente Sorgelücken zu 
schließen: »Das Ehrenamt ist systemrelevant. Die Pandemie 
zeigt, was unsere Gesellschaft zusammenhält: Aktive Bürger, 
die Solidarität leben.«7 

 5 Botsman/Rogers, What’s Mine is Yours.
 6 Macmillan/Townsend, »A ›New Institutional Fix‹?«, S. 16; 

eigene Übersetzung.
 7 Chebli, »Das Ehrenamt ist systemrelevant«.
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Unbezahlte Arbeit war und ist, so wird erneut deutlich, 
das Lebenselixier des Kapitalismus. Aus der internationalen 
Arbeitsforschung wissen wir, dass es dabei nicht nur um die 
sogenannte Hausarbeit geht, sondern dass regulär entlohnte 
Erwerbsarbeit nur die Spitze des Eisbergs globaler Arbeitsver-
hältnisse ist, der mehrheitlich aus informeller Arbeit jenseits 
arbeitsvertraglicher und -rechtlicher Grundlagen besteht. Tat-
sächlich blieb nicht nur die modernisierungstheoretisch ge-
rahmte Hoffnung der Durchsetzung regulärer Lohnarbeit im 
globalen Maßstab unerfüllt; auch in den Zentren des globalen 
Nordens ist eine Rückkehr informeller, rechtlich ungeschütz-
ter Arbeitsverhältnisse zu beobachten, die von neoliberalen 
Akteuren als Bürokratieabbau und Deregulierung begrüßt 
und durchgesetzt wurden. Und je weniger selbstverständlich 
unbezahlte Arbeit im Privathaushalt – eingebettet in eine ent-
sprechende Geschlechterordnung – erbracht wird, desto grö-
ßer wird die Bedeutung informeller Sorgearbeit außerhalb der 
Familie, die in Zeiten der Krise der sozialen Reproduktion zum 
Gegenstand politischer Steuerung und Aktivierung avanciert: 
Vor diesem Hintergrund ist die Entstehung einer Konfigura-
tion zu beobachten, die wir Community-Kapitalismus nennen, 
deren politische und moralische Ökonomie sich durch die Ver-
zivilgesellschaftlichung der sozialen Frage und die Verknüp-
fung von nicht regulär entlohnter Arbeit (im Folgenden: Post-
erwerbsarbeit) und Gemeinschaftspolitik auszeichnet. 

Natürlich sind nicht regulär entlohnte Arbeitstätigkeiten 
jenseits von Privathaushalten kein neues Phänomen, und auch 
die steigende Erwerbsbeteiligung von Frauen wirft seit meh-
reren Jahrzehnten neue Fragen der Organisation von (Für-)
Sorge auf. Auch historisch lässt sich zeigen, dass Konzepte der 
Gemeinschaft oft in Krisenzeiten Konjunktur hatten, zumal 
wenn die Grenzen des Liberalismus zur Debatte standen. Und 
doch ist die aktuelle Situation von neuer Qualität, da sich die – 
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unterschiedlichen Dynamiken geschuldete – Krise der sozia-
len Reproduktion mit der fundamentalen Legitimations- und 
Hegemoniekrise des Neoliberalismus verbindet, während die 
rasante technologische Entwicklung zugleich digital gestützte 
neue Vergemeinschaftungen befördert. Im Lichte dieser hete-
rogenen Entwicklungen hat der Community-Kapitalismus, so 
die These des Buches, das Potenzial, hegemoniefähig zu wer-
den: Er bietet eine Antwort auf die multiplen (Krisen-)Dyna-
miken der Gegenwart, indem er Lösungen für die Reproduk-
tionskrise mit einer legitimationsstiftenden Antwort auf die 
Hegemoniekrise des Neoliberalismus verbindet und einen 
Deutungsrahmen schafft, der zentrale Muster der zunehmend 
einflussreichen digitalen Vergemeinschaftungen aufgreift. Zu-
dem ist der Anti-Etatismus der Verzivilgesellschaftlichung der 
sozialen Frage, wie wir zeigen werden, anschlussfähig an Ak-
teure sehr unterschiedlicher politischer Provenienz, während 
die Anrufung von Gemeinschaft und Gemeinsinn auf der Ebe-
ne der Subjekte auf ein reales Begehren nach Verbundenheit 
und Solidarität nach jahrelanger Konjunktur des Hyper-Indi-
vidualismus und Sozialabbaus antwortet. Das Regieren durch 
Community spricht etwas an, das vielen Menschen im Alltag 
wichtig ist, was ein aktives »Mittun« befördert, ohne dass da-
mit eine dezidierte Bejahung der gesellschaftlichen Neuver-
handlung des Sozialen als fürsorgliche Gemeinschaft verbun-
den sein muss. 

Die wissenschaftliche Literatur ist ebenso wie der politische 
und mediale Diskurs reich an Lob für die Zivilgesellschaft und 
das Engagement von Freiwilligen und Umsonstarbeitenden; 
der Lobpreis von Gemeinschaft und Gemeinsinn ist allgegen-
wärtig. Diese breit verankerte Affirmation auf brechend, ist das 
vorliegende Buch eine Kritik des Community-Kapitalismus. 
Es ist keine Kritik an Freiwilligen und Engagierten, keine Kri-
tik an alltäglichen Formen der Solidarität unter Nachbar*innen 
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und Freundinnen, keine Kritik an Selbstorganisation und Al-
ternativökonomien. Es ist eine Kritik der politischen und mo-
ralischen Ökonomie des Community-Kapitalismus, die – wie 
wir zeigen wollen – auf der Ausbeutung von Posterwerbsarbeit, 
der Informalisierung und Deprofessionalisierung von Arbeit, 
der Umdeutung der sozialen Frage in eine Frage fürsorglicher 
Gemeinschaften und der Überführung sozialer Rechte in so-
ziale Gaben beruht. Diese Konfiguration empirisch und zeit-
diagnostisch zu rekonstruieren, theoretisch-konzeptionell zu 
durchdringen und im Blick auf ihre Kehrseiten zu befragen ist 
unser Anliegen. 

Als analytischer Begriff findet Community-Kapitalismus 
im wissenschaftlichen Diskurs bislang keine Verwendung, er 
taucht allerdings in affirmativer Diktion in zwei politiknahen 
Zusammenhängen auf. In den 1990er Jahren haben Expert*in-
nen aus dem privaten und öffentlichen Sektor einen an Präsi-
dent Bill Clinton, Kabinetts- und Kongressmitglieder und Un-
ternehmer*innen adressierten Report veröffentlicht, der den 
Titel Community Capitalism: Rediscovering the Markets of America’s 
Urban Neighborhoods trägt. Konkret geht es um die Entwick-
lung von privatwirtschaftlichen Kapitalinvestitionen in städti-
schen Nachbarschaften und eine stärkere Zusammenarbeit 
von Unternehmen mit Nonprofitorganisationen. Das im Ei-
genverlag veröffentlichte Buch des Aktivisten Michael Garjian 
Community Capitalism. How Communities Can Use Capitalism to 
Create a Shared Economy that Works for Everyone trägt ein aus 
Menschen gebildetes Dollarzeichen auf dem Titel und plädiert 
dafür, dass Communitys als ökonomische Akteure auftreten 
sollen, »to use the tool of capitalism to create as much wealth 
for itself as it wants«.8 In beiden Fällen wird Community-Kapi-
talismus als Investmentstrategie begriffen und positiv besetzt, 

 8 Garjian, Community Capitalism, S. 79.
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ohne dass diese Verwendung weitere Debatten und Anschlüs-
se an das Konzept angestoßen hätte.9 

Unsere kritische Analyse des Community-Kapitalismus 
setzt empirisch am deutschen Fallbeispiel an, wird theoretisch-
konzeptionell aber in einer Weise verdichtet, die beansprucht, 
auch ähnliche Entwicklungen in anderen Wohlfahrtsstaaten 
der frühindustrialisierten Länder des globalen Nordens zu er-
fassen. Die Analyse beruht auf unserer langjährigen empiri-
schen und theoretischen Arbeit zu Fragen des wohlfahrts-
staatlichen Wandels, der Organisation von Arbeit und Sorge 
im Gegenwartskapitalismus, der Rolle von Engagement und 
Freiwilligenarbeit und der Krise der sozialen Reproduktion. 
Hierzu zählen die Arbeiten von Silke van Dyk zum aktivieren-
den Sozialstaat, zu Gemeinsinn, Gemeinschaft und Solidarität 
sowie zur Bedeutung von post-wage politics10 und Tine Haubners 
Arbeiten zur Ausbeutung informeller Sorgearbeit sowie zu Pro-
zessen der Informalisierung und Deprofessionalisierung im 
Bereich sozialer Dienstleistungen.11 Die empirischen Beispiele 
dieses Buches stammen mehrheitlich aus dem gemeinsam 
verantworteten und mit Emma Dowling und Laura Boemke be-
arbeiteten Forschungsprojekt »Schattenökonomie oder neue 
Kultur des Helfens? Engagement und Freiwilligenarbeit im 
Strukturwandel des Wohlfahrtsstaats«, das von 2017 bis 2020 

 9 Ebenfalls zu unterscheiden von unserem Konzept ist der gebräuchliche-
re Begriff des Compassionate Capitalism, der in Abgrenzung zur klassi-
schen Philanthropie auf die Zusammenführung von Profitorientierung 
und sozialer Verantwortung zielt. Hier handelt es sich, ebenso wie beim 
Konzept des Philanthrokapitalismus (vgl. für eine kritische Einordnung 
Adloff/Degens, »›Muss nur noch kurz die Welt retten‹«), um eine Busi-
nessstrategie, die mit der Ökonomisierung des Sozialen auf die Neube-
stimmung der Grenzen zwischen Zivilgesellschaft und Markt zielt.

 10 Vgl. u. a. van Dyk, »Post-wage Politics« und »Rethinking Community 
in Aging Studies«.

 11 Vgl. u. a. Haubner, Die Ausbeutung der sorgenden Gemeinschaft und 
»Grauzonen der Sorgearbeit«.
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am Institut für Soziologie der Universität Jena angesiedelt war 
und von der Hans-Böckler-Stiftung gefördert wurde. Unter-
sucht wurde die sozialstaatliche Indienstnahme von Engage-
ment und Freiwilligenarbeit im Bereich der Pflege, der sozia-
len Arbeit, der Geflüchtetenhilfe und der kommunalen Infra-
struktur.12 

Wir starten im folgenden Kapitel mit einem Blick auf den 
Stand der für uns einschlägigen Wohlfahrtsstaats- und Care-
Forschung und fragen, warum eine kritische Analyse der In-
dienstnahme von Gemeinschaft(lichkeit) für die Bearbeitung 
von Sorge- und Versorgungslücken im Gegenwartskapitalis-
mus bislang randständig geblieben ist (Kapitel 2). Im dritten 
Kapitel werfen wir einen Blick auf Gemeinschaft(en) als Ge-
genstand sozialwissenschaftlicher Forschung, loten Anschluss- 
und Leerstellen für unsere Analyse aus und systematisieren 
die Begriffsbestimmung. Die Kapitel 4, 5 und 6 stellen das em-
pirische Herzstück des Buches dar: Hier analysieren wir un-
terschiedliche Felder und Formen der Posterwerbsarbeit im 
Engagement und der Freiwilligenarbeit (Kapitel 4), im Feld der 
(Alten-)Pflege (Kapitel 5) sowie in der informellen Nachbar-
schaftshilfe, auf digitalen Plattformen und in Form von Mehr-
arbeit in der Erwerbsarbeit (Kapitel 6). Die Kapitel 7, 8 und 9 
sind der Systematisierung, konzeptionellen Verdichtung und 
theoretischen Unterfütterung unserer Diagnose gewidmet: In 
Kapitel 7 analysieren wir die Kehrseiten informeller Unterstüt-

 12 Das Untersuchungssample des Projektes umfasst problemzentrierte 
Interviews mit 46 Engagierten und leitfadengestützte Gespräche mit 
80 Expert*innen in jeweils zwei Mittelstädten und Landkreisen in Bran-
denburg und Baden-Württemberg. Daneben wurde der bundesweite, 
engagementpolitische Diskurs von 2011 bis 2017 im Rahmen einer 
Dokumentenanalyse untersucht. Zu zentralen Ergebnissen und dem 
Forschungsdesign vgl. van Dyk, »Umsonst und freiwillig«; Haubner, 
»Die neue ›heimliche Ressource der Sozialpolitik‹?«, Boemke u. a., 
»Freiwilligenarbeit als Ressource«.
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zung und Hilfe, um dann im achten Kapitel in vier Schritten 
die Treiber des Community-Kapitalismus (Krise der sozialen 
Reproduktion, Hegemoniekrise des Neoliberalismus, Digitali-
sierung), seine Dynamik (die Verzivilgesellschaftlichung der 
sozialen Frage), seine Ressource (die Posterwerbsarbeit) sowie 
die politische und moralische Ökonomie dieser Konfiguration 
zu plausibilisieren. Im neunten Kapitel diskutieren wir die He-
gemoniefähigkeit des Community-Kapitalismus, um dann im 
abschließenden zehnten Kapitel nach Alternativen zu fragen.
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2  Was bisher geschah: Zur Analyse gemein-
schaftsbasierter Sorgepotenziale in 
Wohlfahrtsstaats- und Care-Forschung

Die 1980er und 1990er Jahre gelten in der Wohlfahrtsstaatsfor-
schung als Jahrzehnte sozialstaatlichen Strukturwandels. Den 
gesellschaftlichen Hintergrund des Wandels liefert das Ende 
der »growth-security alliance«13 und der wohlfahrtsstaat-
lichen Expansion nach dem Zweiten Weltkrieg, wobei sich die 
Herausforderungen seinerzeit als vielschichtig erwiesen: Die 
Wachstumseinbrüche der 1970er und 1980er Jahre, die hohe 
Sockelarbeitslosigkeit und die kommunale Überschuldung ha-
ben ebenso wie die wachsende liberalkonservative Kritik an 
staatlicher Bürokratie, die Expansion des Dienstleistungssek-
tors und die zunehmende Pluralisierung von Lebensstilen den 
Boden für die Einführung neuer sozialpolitischer Paradigmen 
und Konzepte bereitet. Für die Zeit ab den 1990er Jahren 
konstatiert die sozialwissenschaftliche Forschung eine »neue 
Generation von Sozialpolitiken«14, die trotz unterschiedlicher 
(partei-)politischer Akzentuierungen recht einhellige Antwor-
ten auf das Ende des »alten« Sozialstaates liefert. Mit dem Be-
deutungsverlust von Prinzipien der Umverteilung, Sicherheit 
und Versorgung und der Hinwendung zu Sozialinvestment, 
ökonomischer Wachstumsorientierung und Wirtschaftsmo-
dernisierung stärken die neuen aktivierenden und investiven 
Sozialpolitiken die Bedeutung des Marktes und seiner Vertei-
lungslogiken. Neben der Einführung marktförmiger Steue-
rungsmodelle in Verwaltung und Sozialsektor steht mit einer 

 13 Offe, »Competitive Party Democracy«, S. 237.
 14 Evers, »Investiv und aktivierend oder ökonomistisch und 

bevormundend?«.
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neuen Politik der Aktivierung die Förderung individueller Au-
tonomie und Marktfähigkeit als »Gütekriterium einer erfolg-
reichen Sozialpolitik«15 im Zentrum.

Die kritische Wohlfahrtsstaatsforschung hat sich lange auf 
die sozialpolitische Stärkung von individueller Eigenverant-
wortung und Employability konzentriert. Ihr verdanken wir 
die politisch-soziologische Diagnose einer Entwicklung »von 
der ›Staatsversorgung‹ zur Selbstsorge, von der öffentlichen 
zur privaten Sicherungsverantwortung, vom kollektiven zum 
individuellen Risikomanagement« sowie Thesen einer »neo-
sozialen Transformation«16 oder »Vermarktlichung des Sozial-
staats«17. Diese Beiträge stellen eine zentrale Referenz für 
unsere Überlegungen dar, vernachlässigen aber einen für uns 
entscheidenden Punkt: die zur Aktivierungspolitik zeitlich 
versetzt eintretende wohlfahrtspolitische Entwicklungslinie, 
die seit den späten 1990er Jahren nicht mehr nur um das 
unternehmerische Subjekt kreist, sondern gemeinschaftsför-
mige (Selbst-)Hilfepotenziale der Zivilgesellschaft adressiert. 
Die liberalkonservative Kritik am alten Wohlfahrtsstaat und 
der anschließende sozialpolitische Kurswechsel zielen dem-
nach nicht nur auf individuelle Marktfähigkeit ab. Sie streben 
darüber hinaus auch die Stärkung von Gemeinsinn an, um 
»die Anonymität von Großorganisationen […] durch die be-
dürfnisgerechte Vertrautheit persönlicher und örtlicher Nähe 
[zu ersetzen]«, damit »das kalte Perfektionsstreben der an fest-
gelegten Standards orientierten Professionen […] dem sponta-
nen Engagement von Laien [weicht]«.18 Seither stehen neben 
der Aktivierung der Bürger*innen nicht nur Leitbilder der 
Dezentralisierung und Kommunalisierung von Sozialpolitik, 

 15 Ullrich, »Aktivierende Sozialpolitik und individuelle Autonomie«, S. 145.
 16 Lessenich, »Mobilität und Kontrolle«, S.  163 und 159.
 17 Nullmeier, »Vermarktlichung des Sozialstaats«.
 18 Prätorius, »Vom sanften Terror der Geborgenheit«.
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sondern auch Formen der gemeinschafts- und netzwerkba-
sierten Steuerung sowie die Stärkung von bürgerschaftlichem 
Engagement auf der sozialpolitischen Tagesordnung. Für die 
kritische Analyse dieses Wandels können wir vor allem an we-
nige ältere Beiträge anschließen, die die Gemeinschaftsorien-
tierung der liberal-konservativen Kritik am alten Wohlfahrts-
staat in den Blick genommen haben.19 

Die beschriebene Entwicklung antwortet auf einen Zwie-
spalt des konservativen deutschen Wohlfahrtsmodells, der 
sich angesichts schrumpfender familiärer Sorgekapazitäten, 
Alterungsprozesse und der Versorgungsengpässe des auf Kos-
teneffizienz getrimmten Sozialsektors zuspitzt: Die unbezahl-
ten informellen Dienstleistungen (die überwiegend von Fami-
lien geleistet werden) stellen die Grundlage der Sozialpolitik 
dar, werden aber durch die steigende weibliche Erwerbsbetei-
ligung und zunehmend diversifizierte Haushaltsstrukturen 
aufgezehrt. Während die Bedeutung der »primären sozialen 
Netzwerke« der Bürger*innen für die alltägliche Reproduk-
tion des Lebens ungebrochen ist, sind ihre Grundlagen in der 
globalen Leistungs- und Erwerbsgesellschaft immer weniger 
selbstverständlich. Vor diesem Hintergrund zielt die neue 
Sozialpolitik darauf ab, Verantwortlichkeiten im Wohlfahrts-
dreieck neu zu bestimmen, um informelle Unterstützungs-
potenziale auch außerhalb der Familie nutzbar zu machen. 
Seit Mitte der 1990er Jahre lässt sich so eine wachsende Auf-
merksamkeit für Leitbilder wie »Corporate Citizen ship«20 
oder »Bürgerkommune«21 beobachten, die allesamt auf eine 

 19 Z. B. Richter, »Subsidiarität und Neokonservatismus«.
 20 Das Konzept des Corporate Citizenship begreift Unternehmen als Teil 

der Bürgergesellschaft und zielt auf bürgerschaftliches Engagement 
und Gemeinwohlorientierung in und von Unternehmen ab (Polterauer, 
»Unternehmensengagements als ›Corporate Citizenship‹«).

 21 Das Leitbild der Bürgerkommune zielt im Kontext einer »kundenorien-
tierten« Kommunalverwaltung auf die Förderung bürgerschaftlichen 
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Verflüssigung der Grenzen zwischen Markt, Staat und Zivilge-
sellschaft zielen. Während sich der Sozialstaat auf die Rolle 
eines sparsamen Managers im »Wohlfahrtsmix« konzentriert, 
werden neben dem Markt auch der Dritte Sektor, die Zivil-
gesellschaft und ihre informellen Unterstützungsnetzwerke 
als wohlfahrtspolitische Koproduzenten adressiert.

Einen weiteren Schub erhält der auf informelle Unter-
stützungspotenziale gerichtete politische Eroberungswille aus 
dem herben Imageschaden, den der Neoliberalismus mit der 
Finanzmarktkrise 2008 ff. erlitten hat. Die als »bürgerschaft-
lich« akzentuierte Sozialpolitik will die Selbstheilungskräfte 
der Gesellschaft fördern, um Marktversagen zu kompensieren, 
ohne jedoch vom Prinzip marktförmiger Effizienzorientierung 
abzurücken. Die Interpretation des Subsidiaritätsprinzips ist 
für diese Entwicklung exemplarisch: Das aus der katholischen 
Soziallehre stammende und äußerst deutungsoffene Leitprin-
zip des deutschen Wohlfahrtsstaates steht für eine hierar-
chisch abgestufte Verantwortungszuteilung und Fürsorge-
pflicht verschiedener gesellschaftlicher Ebenen und sozialer 
Gemeinwesen. Diese Verantwortungszuweisung ist allerdings 
stark umkämpft: Anfang der 1980er Jahre wird Subsidiarität 
neu interpretiert und ab den 1990er Jahren in das Leitbild 
des aktivierenden Sozialstaats integriert. Subsidiarität wird 
nun weniger im Sinne staatlicher Vorleistungsverpflichtungen, 
sondern als »Hilfe zur Selbsthilfe« und Prinzip fiskalischer 
Staatsentlastung bestimmt.22 Im Zuge dessen werden auch die 
sozialen Nahräume, Quartiere und Nachbarschaften der Bür-
ger*innen als eigenständige Ebene sozialpolitischen Handelns 

Engagements und die Beteiligung von Bürger*innen an kommunalen 
Planungsprozessen ab, um die kommunalen Haushalte durch die 
Stärkung solidarischer Unterstützungsnetzwerke der Bürger*innen zu 
entlasten (Bogumil u. a. [Hg.], Das Reformmodell Bürgerkommune, S. 22 ff.).

 22 Sachße, »Subsidiarität«.



19

neu bestimmt und ihre Wohlfahrtseffekte durch bürgerschaft-
liches Engagement beschworen. Zugleich bleiben die Hoffnun-
gen auf zivilgesellschaftliche »Selbststeuerungsressourcen«23 
überwiegend holzschnittartig, werden doch die Ermöglichungs-
bedingungen einer »Hilfe zur Selbsthilfe« der Bürger*innen 
ebenso wenig ausbuchstabiert, wie die Formen, Möglichkei-
ten und Grenzen »neu-subsidiärer« Verantwortungsteilung 
und Leistungserbringung ausgelotet werden. 

Obwohl in der Sozialberichterstattung der Bundesregie-
rung seit der Jahrtausendwende vermehrt Topoi der Bürger-
nähe, Gemeinschaftlichkeit und lokalen Governance auftau-
chen, bleibt es in der deutschsprachigen Wohlfahrtsforschung, 
mit wenigen Ausnahmen, seltsam still um die kritische Ein-
ordnung dieser Entwicklung. Stattdessen gilt die Anrufung von 
Gemeinschaft und Gemeinsinn auch zahlreichen Forscher*in-
nen als Lösung für den Sozialstaat in der Krise, und entspre-
chende Leitbilder und Konzepte wie »sorgende Kommunen 
und lokale Verantwortungsgemeinschaften«24 oder »sorgende 
Gemeinschaften«25 werden auch von sozialwissenschaftlicher 
Seite in den politischen Diskurs eingespeist. Der in diesen 
Leitbildern enthaltene affirmative Rekurs auf Gemeinschaft 
und Community geht mit einer ausgeprägten Profillosigkeit 
des Konzepts einher. Obwohl die informelle Wohlfahrtsproduk-
tion durch die Stärkung von Gemeinschaftsbezügen vielen als 
Mittel der Wahl gilt, um »trotz immer engerer Haushaltsspiel-
räume, eine breite Leistungspalette städtischer Angebote auf-
rechtzuerhalten«,26 bleiben Fragen der konkreten institutio-
nellen und materiellen Ermöglichung sowie der spezifischen 

 23 Heinze, »Verbandliche Wohlfahrtspflege und Wohlfahrtsmarkt«, S. 50.
 24 Kricheldorff, u. a., »Sorgende Kommunen und Lokale Verantwortungs-

gemeinschaften«.
 25 Klie, »Caring Community«.
 26 Holtkamp/Bogumil, »Bürgerkommune und Local Governance«, S. 239.
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Struktur und Qualität der allerorten gelobten lokalen Verant-
wortungsgemeinschaften auffallend blass. Der Community- 
oder Gemeinschaftsbegriff gleicht einem leeren Signifikanten, 
der für sehr unterschiedliche Akteure anschlussfähig ist – auch 
Kirchen, Gewerkschaften, Sozialraumplaner*innen oder Ak-
teure in Sozialberufen berufen sich auf die Stärken der Ge-
meinschaft, ohne dass diesem Umstand bislang die erforder-
liche kritische Aufmerksamkeit zuteilwird.27

Im angelsächsischen und angloamerikanischen Kontext 
wird dagegen das Phänomen eines »neoliberalism with a com-
munity face«28 schon länger kritisch thematisiert. In Großbri-
tannien haben sowohl New Labour als auch die konservativ-
liberale Regierung unter David Cameron in den vergangenen 
zwei Jahrzehnten unter den Schlagworten »Community Deve-
lopment Challenge«29 und »New Localism«30 die Re-Lokalisie-
rung und Vergemeinschaftung öffentlicher Infrastruktur vor-
angetrieben. In der angelsächsischen Forschung ist umstrit-
ten, ob es sich dabei lediglich um den neuen Governance-Modus 
einer im Kern unveränderten neoliberalen Politik handelt31 
oder ob sich im Sinne einer »changing fortune of commu-

 27 Dies gilt, wie Stefanie Graefe ausführt, in ähnlicher Weise auch für Kon-
zepte der »Community Resilience«, die aus dem internationalen Diskurs 
um Katastrophenschutz zunehmend in andere Felder wie Ökologie oder 
Entwicklungshilfe »migrieren«. »Community Resilience« als »heilende 
Kraft« sozialer Gemeinschaften in Krisensituationen stellt paradigma-
tisch vom einzelnen Individuum auf die kollektive Selbstorganisation 
der bedrohten Bevölkerung um. »Community« fungiert dabei als 
Metapher für Geborgenheit in unsicheren Zeiten, wobei auch hier 
unklar bleibt, ob es sich um traditionelle, bereits bestehende oder erst 
im Katastrophenfall entstehende, nicht-traditionale Vergemeinschaf-
tungen handelt. Vgl. Graefe, Resilienz im Krisenkapitalismus, S. 167 ff.

 28 MacLeod/Emejulu, »Neoliberalism with a Community Face?«.
 29 CLG, The Community Development Challenge.
 30 UK Government, Localism Act.
 31 Newman, »Landscapes of Antagonism«.


